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A N A L Y S E N
von Joachim Krause
Seit dem Ende des Kalten Krie-ges ist Abrüstung keine Utopiemehr. Sie findet zumindest in
den USA und Russland statt und
schlägt sich in den abnehmenden
Zahlen der strategischen und takti-
schen Angriffswaffen nieder. Der
Abbau von Waffensystemen alleine ist
nur eine Seite der Abrüstung.Darüber
hinaus ist der Verbleib waffenfähigen
Materials zu klären, denn Kernwaffen
sind jederzeit wieder herstellbar, so-
fern die waffengrädigen Materialien
(hoch angereichertes Uran und Pluto-
nium) noch vorhanden sind, oder sie
können in die Hände von Terroristen
geraten. Während hoch angereicher-
tes Uran durch Vermischen mit leicht
angereichertem Uran entschärft wer-
den kann, ist die Lage bei Plutonium
komplizierter. Die diesbezüglichen
technischen und politischen Fragen
werden seit einer Reihe von Jahren
zwischen den USA und Russland dis-
kutiert und haben in den vergangenen
Jahren den Charakter von formellen
Verhandlungen angenommen.
Am 1. September 2000 haben Russ-
land und die USA ein bilaterales Ab-
kommen über den Verbleib von waf-
fengrädigem Plutonium abgeschlos-
sen.1 Damit unterstrichen beide Regie-
rungen ihre Entschlossenheit,Plutoni-
um, welches aus dem Abrüstungspro-
zeß resultiert, dauerhaft dem nationa-
len militärischen Sektor zu entziehen
und unter internationaler Aufsicht und
Mitwirkung anderer Staaten entweder
zu verbrennen oder aber endzulagern.
Beide Staaten werden 34 Tonnen (t)
Plutonium aus dem militärischen Sek-
tor abziehen.Die USA wollen 25,5 t als
MOX-Brennstoff verbrauchen, 8,5 t
sollen dauerhaft so gelagert und im-
mobilisiert werden, dass ihre Wieder-
verwertung als Waffenmaterial weit-
gehend ausgeschlossen ist. Russland
will nahezu die gesamte Menge als
Mischoxidbrennstoff (MOX) in Kern-
kraftwerken verbrennen und nicht
mehr als 1 t immobilisieren. Russland
kann seinen Teil dieses Vorhaben nicht
alleine bewältigen,geschweige denn fi-
nanzieren. Daher haben sich Russland
und die USA im G-8-Rahmen seit eini-
gen Jahren um die Mitwirkung ande-
rer wichtiger Staaten bemüht und
dabei Stück für Stück Erfolge erzielt. In
der Erklärung des Okinawa-Gipfels
vom Juli 2000 wird bekräftigt, dass es
ein Anliegen aller G-8-Staaten sein soll,
an diesem Prozess mitzuwirken.Dabei
wurde erstmals ein Zeitplan für das
weitere multilaterale Vorgehen vor-
gegeben: „Unser Ziel für den nächsten
Gipfel“, so heißt es weiter, „ist die Ent-
wicklung eines internationalen Finan-
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zierungsplans für den Umgang mit
Plutonium und seine Entsorgung, der
auf einem detaillierten Projektplan ba-
siert, sowie eines multilateralen Rah-
mens zur Koordinierung dieser Zu-
sammenarbeit.Wir werden unsere Zu-
sammenarbeit auf weitere interessier-
te Länder ausdehnen, um die
größtmögliche internationale Unter-
stützung zu erhalten, und werden das
Potenzial für öffentliche wie private Fi-
nanzierungen ausloten.“2
Sowohl das Abkommen als auch
die Entscheidung von Okinawa eröff-
nen die Perspektive, dass die grossen
Vorräte an Plutonium, die während
der Ost-West-Konfrontation für Waf-
fenzwecke hergestellt worden waren,
unwiederbringlich und ungefährlich
entsorgt werden. Allerdings tut sich
die in Berlin regierende Koalition aus
SPD und Bündnis90/Grüne schwer
mit dieser Entwicklung,da damit eine
Förderung der MOX-Technologie
einher geht, die besonders von den
Grünen abgelehnt wird.
In ihrer Koalitionsvereinbarung
vom 28.10.1998 hatten sich Grüne
und SPD darauf geeinigt, aus der zivi-
len Kernenergienutzung auszustei-
gen. Im Rahmen der sogenannten
Konsensgespräche mit der Wirtschaft
ist es erst vor wenigen Monaten gelun-
gen, einen konkreten und verbindli-
chen Fahrplan für diesen Ausstieg zu
vereinbaren,der wegen der damit ver-
bundenen langen Laufzeiten unter
den Wählern der Grünen keinesfalls
auf ungeteilte Zustimmung traf. Das,
was jetzt im Gefolge der ame-
rikanisch-russischen Vereinbarung
und der Pläne der G-8 auf die Rot-
Grüne Koalition zukommt, ist wei-
teres Salz in die Wunden der Kern-
energiegegner und der grünen Wäh-
lerschaft: Die USA und Russland
haben sich nach mehrjähriger Abwä-
gung aller Optionen dafür entschie-
den, den Endverbleib von Plutonium
aus der Waffenherstellung primär mit
Hilfe der MOX-Technologie zu ge-
währleisten. Dabei ist deutsche Mit-
wirkung angesagt. Verweigert sich
Deutschland, weil der Rot-Grünen
Koalition der rasche und unwieder-
bringliche Ausstieg aus der Kernener-
gie so wichtig ist, dann verlängert die
Bundesregierung den Prozess der nu-
klearen Abrüstung, bzw. sie blockiert
ihn möglicherweise. Wirkt sie mit,
dann kann sie dazu beitragen, dass
eines der größten derzeit bestehenden
sicherheitspolitischen Risiken mini-
miert wird: die Entwendung oder
Wiederverwendung von Plutonium
für Waffenzwecke. Seit Jahren ist be-
kannt, dass es besonders in Russland
grosse Probleme mit der Sicherheit
von Plutonium gibt, die sich eines
Tages in unmittelbare Gefahr auch für
Deutschland oder seine Nachbarn
umsetzen können.3
Wenn von deutscher Mitwirkung
die Rede ist, geht es im einzelnen um
vier Teilprobleme: 1. Sollen deutsche
Technologie und Ausrüstungsgegen-
stände exportiert werden, um Russ-
land und den USA die Nutzung der
MOX-Technologie zu ermöglichen?
2. Soll der deutsche Steuerzahler sich
an einem wie auch immer gelagerten
internationalen Konsortium finan-
ziell beteiligen, in dem MOX-Tech-
nologie eine derart grosse Rolle spielt?
3. Sollen auch MOX-Brennstäbe mit
russischem Waffenplutonium in
A N A L Y S E N
9/2000 I N T E R N AT I O N A L E  P O L I T I K 27
deutschen Kernkraftwerken ver-




Die MOX-Technologie kommt aus
Deutschland und wird hier und in
Belgien seit den siebziger Jahren in-
dustriell angewandt. Bei ihr wird se-
pariertes Plutonium mit leicht ange-
reichertem Uran im Verhältnis von
etwa eins zu fünfundzwanzig ge-
mischt (d.h.ein Anteil von bis zu 4,5%
Plutonium) und zu Kernbrennstoff
verarbeitet. Bis 1991 arbeitete in
Hanau die Alkem-MOX-Fabrikati-
onsanlage, die über einen Zeitraum
von mehr als zwölf Jahren 5,8 t Pluto-
nium verarbeitete und über 100 000
Brennstoffstäbe für Leichtwasser-
reaktoren herstellte, die in deutschen
Kernkraftwerken verbrannt wurden.
Zudem wurden 1,4 t Plutonium in
MOX-Brennstäbe für schnelle,
natriumgekühlte Reaktoren verarbei-
tet.4 Zwar wurde die MOX-Technolo-
gie bislang nur mit Plutonium aus
dem zivilen Reaktorbetrieb prakti-
ziert,die Umstellung auf waffengrädi-
ges Plutonium dürfte aber keine un-
überwindlichen Probleme mit sich
bringen.5 Mit der MOX-Technologie
wird es möglich, separiertes Plutoni-
um bis zu 50 Prozent in andere Ele-
mente zu überführen sowie das ver-
bleibende Plutonium in einen Zu-
stand zu bringen, in dem es nicht
mehr für Waffenherstellung geeignet
ist: dies betrifft sowohl die Isotopen-
zusammensetzung, die nicht ideal für
die Waffenherstellung ist, als auch die
Vermengung mit hochaktiven Spalt-
produkten (Spent-fuel-Standard).6
Die MOX-Technologie wird heute
weltweit genutzt, um separiertes Plu-
tonium aus der zivilen Nutzung der
Kernenergie zu verbrauchen und
dabei Energie zu gewinnen.7 Über-
zeugte Anhänger der Kernenegienut-
zung sehen sie allerdings eher als eine
Zwischennutzung an. Langfristig ge-
sehen wollen sie den vollen Energie-
wert von Plutonium durch die bislang
noch nicht voll entwickelte Brüter-
technologie nutzen. Derzeit verfolgen
weltweit nur noch Russland, Frank-
reich und Japan diesen Weg, andere
Länder – allen voran die USA sowie
auch Deutschland zur Zeit der Regie-
rung Helmut Kohls – haben diesen
Technologiepfad wegen der damit
verbundenen Risiken und der Unsi-
cherheit über den tatsächlichen Ener-
gieertrag verlassen. Für die meisten
dieser Länder ist die MOX-Technolo-
gie daher nur noch Instrument, um
bestehende Vorräte an separiertem
Plutonium abzubauen.
Wollte man zusätzlich Waffenplu-
tonium in den zivilen Brennstoff-
kreislauf einführen, hieße dies, daß
weitere Kapazitäten zur Herstellung
von MOX-Brennelementen geschaf-
fen werden müssen. Diese Kapazitä-
ten wären heute schon gegeben, wenn
nicht unter dem Druck der hessischen
Landesregierung und der Antiatom-
kraftbewegung 1996 die neu errichte-
te Hanauer Siemens-Anlage zur Her-
stellung von MOX-Brennelementen
geschlossen worden wäre.Die Hanau-
er Anlage war die weltweite grösste
ihrer Art mit der Kapazität zur Ver-
arbeitung von 120 t Schwermetall pro
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Jahr. Noch im Sommer 1995 gab es
Bemühungen der damaligen Bundes-
regierung, sowohl im Gespräch mit
der russischen Regierung wie mit der
Landesregierung von Hessen, Eini-
gung darüber zu erzielen,dass die Ha-
nauer Anlage zur Umwandlung russi-
schen Waffenplutoniums in MOX-
Brennelemente genutzt wird.8 Diese
Bemühungen scheiterten, weil die
rot-grüne hessische Landesregierung
dieses Vorhaben als einen Versuch
ansah, den von ihr gewünschten voll-
ständigen Ausstieg aus der Kernener-
gie hinauszuzögern. Aber auch Russ-
land stellte Bedingungen, die schwer
zu erfüllen waren. Angesichts der
Schwierigkeiten mit der hessischen
Landesregierung und vor dem Hin-
tergrund der Probleme, selbst leicht
radioaktive Abfälle in Castorbehäl-
tern durch Deutschland zu transpor-
tieren, gab die Regierung Kohl-Kinkel
ihre Bemühungen seinerzeit auf.
Damit wurde die Möglichkeit ver-
geben, bereits ab 1998 mit der Ver-
arbeitung von russischem Waffenplu-
tonium zu beginnen. In der Folgezeit
wurde versucht, in Kooperation mit
Frankreich zumindest den Transfer
von MOX-Technologie nach Russ-
land zu ermöglichen. Im Juni 1998
schlossen Deutschland, Frankreich
und Russland ein entsprechendes tri-
laterales Abkommen,welches den Bau
einer bescheidenen Pilotanlage er-
möglichen sollte.
Mittlerweile liegen die Dinge an-
ders, weil die russische Regierung da-
rauf drängt, im grossen Maßstab in die
MOX-Technologie einzusteigen.Auch
die amerikanische Regierung, die ur-
sprünglich der MOX-Technologie mit
Mißtrauen gegenüber stand, drängt,
weil die Furcht gross ist, dass Russland
nicht in der Lage ist, die Sicherheit der
aus der Abrüstung oder aus dem Mili-
tärisch-Industriellen Komplex stam-
menden Plutoniummengen vor Ent-
wendung zu schützen. Seit März 2000
wird dabei immer häufiger gefordert,
die Hanauer Anlage ganz oder in we-
sentlichen Teilen nach Russland zu ex-
portieren. Tatsächlich böte ein solcher
Transfer die Möglichkeit,rasch mit der
Produktion und Weiterverwendung
von MOX-Brennstäben zu beginnen.
Die diesbezügliche Diskussion hat
vor allem bei Bündnis 90/Die Grünen
zu einer Belastungsprobe geführt.
Während Außenminister Joschka Fi-
scher schon früh andeutete, dass die
Problematik als solche schwierige
Entscheidungen für seine Partei erfor-
derlich mache, aber gleichzeitig den
Wunsch äusserte, derartige Entschei-
dung nicht alleine verantworten zu
wollen,9 machten andere aus ihrer Ab-
lehnung keinen Hehl. Hierzu gehör-
ten Umweltminister Jürgen Trittin
und der stellvertretende Vorsitzende
des Bundestagsausschusses für Um-
weltfragen, Winfried Hermann. Auch
der Bund für Umwelt und Natur-
schutz (BUND), der Bundesverband
Bürgerinitiativen Umweltschutz
(BBU) und Greenpeace haben sich
dagegen ausgesprochen.10
Tatsächlich bleibt der Bundesregie-
rung kaum etwas anderes übrig, als
den Export zu genehmigen. Ein Ex-
portantrag der Firma Siemens kann
nach dem Außenwirtschaftsgesetz
nur dann abgelehnt werden, wenn
wesentliche Gründe explizit dagegen
sprechen, wie die Störung des friedli-
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chen Zusammenlebens der Völker
oder schwere Schädigungen der deut-
schen Interessen. Beides ist nicht der
Fall, und von daher könnte kaum
etwas anderes als eine Genehmigung
der Nachprüfung vor einem deut-
schen Gericht standhalten.11
Die Frage der Finanzierung
Selbst nachdem die Rot-Grüne Ko-
alition dem Export der Anlage zuge-
stimmt hat, ist sie noch lange nicht aus
dem Schneider, denn das Konzept der
G-8 sieht eine internationale Betei-
ligung mehrerer Länder, darunter
auch der Bundesrepublik Deutsch-
land vor,was auch seinen Niederschlag
in finanziellen Verpflichtungen finden
soll. Für viele grüne Politiker, aber
auch für viele Sozialdemokraten stel-
len sich damit weitere Probleme, denn
– so wie Außenminister Fischer am 1.
September erklärte – eine deutsche
Beteiligung an der Finanzierung eines
neuen Brennstoffkreislaufs in Russ-
land werde es nicht geben. Tatsächlich
kann niemand die Bundesregierung
zwingen, eine entsprechende Finan-
zierungszusage zu machen.Allerdings
würde deutsche Enthaltsamkeit das
gesamte Projekt komplizierter und
langwieriger werden lassen.
Im Prinzip gibt es zwei Optionen
für das Projekt, welche unterschiedli-
che finanzielle und auch zeitliche Im-
plikationen haben werden: Die russi-
sche Option bedeutet,dass unter mas-
siver Nutzung der Hanauer Anlage
eine Anlage zur Herstellung von
MOX-Brennelementen in Russland
mit einer Kapazität zwischen 60 und
120 t Schwermetall pro Jahr auf-
gebaut wird. Weiterhin würde es be-
deuten, dass russische Kernkraftwer-
ke für die Aufnahme von MOX-
Brennstäben umgerüstet werden. Die
bisherigen Projektionen der Amerika-
ner und der Russen sehen vor, dass
erst ab dem Jahre 2007 mit der Pro-
duktion von MOX-Brennstäben und
mit deren Verbrennen in russischen
Kernkraftwerken begonnen werden
könnte,ein Prozess,der nach weiteren
15 Jahren abgeschlossen sein würde.
Die westliche Option bedeutet, dass
nach Export der Hanauer MOX-An-
lage diese voraussichtlich schon lange
vor dem Jahre 2007 in Betrieb gehen
kann und dass die Brennstäbe in west-
europäischen Kernkraftwerken ver-
brannt werden. Denkbar – und ver-
mutlich am sinnvollsten – ist eine
Kombination aus beiden Optionen.
Die russische Option würde Investi-
tionen in Höhe von mindestens 700
Millionen Dollar (andere Schätzungen
sprechen von 800 Millionen und
mehr) für den Aufbau der Hanauer
MOX-Anlage und zur Umrüstung der
bestehenden VVER-1000 Kraftwerke
und des Schnellen Brutreaktors BN-
600 bedeuten.Die USA haben angebo-
ten, 400 Millionen Dollar für derartige
Investitionen in Russland aufzubrin-
gen,wenn der Rest durch die EU,Japan
und Kanada getragen wird.Die laufen-
den Kosten, Kapitalkosten und Ab-
schreibungen in Höhe von voraus-
sichtlich 60 bis 70 Millionen Dollar pro
Jahr müssten dann ebenfalls vom in-
ternationalen Konsortium getragen
werden.12 Die westliche Option würde
preiswerter sein, weil hier nur die Kos-
ten für den Aufbau der MOX-Anlage
finanziert werden müssen. Die laufen-
30 I N T E R N AT I O N A L E  P O L I T I K 9/2000
A N A L Y S E N
den Kosten würden nicht nur durch
den Verkauf der Brennstäbe an west-
liche Stromanbieter wieder herein-
kommen,Russland könnte noch einen
kleinen Profit machen.
Während sich finanzielle Betei-
ligung von Grossbritannien, Frank-
reich, Japan oder Kanada bereits ab-
zeichnet, tut sich die Rot-Grüne Koali-
tion mit der Idee eines deutschen Fi-
nanzbeitrags zur Förderung der
MOX-Technologie schwer.Ohne einen
solchen Beitrag der Deutschen geht es
aber wohl nicht. Als ein für alle Seiten
gesichtswahrender Ausweg bietet es
sich an,einen Teil der Finanzierung auf
europäischer Ebene zu organisieren
und darüber hinaus Deutschland als
Hauptförderer an einem Nebenaspekt
des G-8-Projekts auftreten zu lassen:
der technischen und finanziellen Hilfe
bei der Immobilisierung von Plutoni-
um durch Verglasung. Für diese Opti-
on sind in den bisherigen Finanzüber-
legungen der Russen und der Amerika-
ner etwa 100 Millionen Dollar für For-
schung und Entwicklung sowie für den
Aufbau einer entsprechenden Anlage
vorgesehen, die ab 2008 in Betrieb
gehen soll. Das Problem ist, dass diese
Technologie ihre Mängel hat und dass
Russland nur begrenzt an ihr interes-
siert ist und diese eigentlich nur dort
anwenden will, wo mangelnde Rein-
heit des Plutoniums die Nutzung für
MOX-Brennstäbe ausschliesst. Dies
trifft derzeit vermutlich auf etwa eine
Tonne Plutoniums zu.
Plutonium nach Deutschland?
Des Weiteren stellt sich das Pro-
blem der Verbrennung von MOX-
Brennstäben in deutschen Kernkraft-
werken. Wie bei der Erörterung der
beiden Optionen bereits angedeutet,
wäre das Ziel der raschen Verarbei-
tung und Verbrennung von so viel wie
möglich Plutonium am besten dann
gewährleistet, wenn nicht nur die sie-
ben russischen VVER-Reaktoren und
der Schnelle Brutreaktor damit gefüt-
tert werden, sondern auch Kernkraft-
werke in der westlichen Welt. Da die
USA mit der Umstellung ihrer Kern-
kraftwerke zur Verbrennung ihres ei-
genen Plutoniums beschäftigt sein
werden, stellt sich die Frage nach den
Kapazitäten der Europäer sowie Ja-
pans und Kanadas. Derzeit gibt es 34
Reaktoren in der EU und drei Reakto-
ren in der Schweiz, die mit MOX-
Brennstoffen arbeiten, davon 20 in
Frankreich, 12 in Deutschland und
zwei in Belgien. Sofern der entspre-
chende politische Wille vorhanden ist,
könnte die Anzahl der entsprechen-
den Reaktoren deutlich erhöht wer-
den. Allein Deutschland und die
Schweiz könnten dadurch die Kapazi-
tät zum Verbrennen von 3,5 t Plutoni-
um pro Jahr erwerben. Wenn alle
westeuropäischen Staaten, Japan und
Kanada entsprechende Anstrengun-
gen unternehmen, könnten sie nicht
nur schon in wenigen Jahren damit
anfangen, russisches Waffenplutoni-
um zu verbrennen, der Prozess des
Verbrennens würde weniger als 10
Jahre dauern.Ließe man Russland mit
dieser Aufgabe allein, würde es erst ab
2008 mit dem Verbrennen von MOX-
Brennstäben beginnen können und
etwa 2023 damit fertig sein. Diese
Zahlen sollen nicht vergessen lassen,
dass die bislang angebotenen 34 t rus-
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sischen Waffenplutoniums nur einen
Teil der insgesamt etwa 160 t russi-
schen Plutoniums darstellen, die es in
den kommenden Jahrzehnten zu be-
seitigen gilt.
Die kürzlich verabredeten Modali-
täten des Ausstiegs Deutschlands aus
der Kernenergie machen allerdings
eine deutsche Teilnahme unmöglich.
Die Laufzeiten der deutschen Kern-
kraftwerke werden bestenfalls – wenn
überhaupt – ausreichen,die bestehen-
den Vorräte an separiertem Plutoni-
um aus der zivilen Nutzung (ca. 38 t)
zu verbrennen. Jede spürbare deut-
sche Mitwirkung an der Verbrennung
russischen Waffenplutoniums würde
die Verlängerung der in den Konsens-
gesprächen vereinbarten Restlaufzei-
ten von Kernkraftwerken bedeuten.
Alles, was nach einer wie auch immer
gearteten Rechtfertigung für den Be-
trieb von Kernkraftwerken und die
denkbare Verlängerung derer Laufzei-
ten aussieht, ist durch die politischen
Umstände des Ausstiegs aus der Kern-
energie jedoch praktisch tabuisiert.
Damit wird Deutschland letztlich zu
einer Verlängerung der Laufzeit des
internationalen Projekts zur Entsor-
gung von Plutonium beitragen.
Gibt es Alternativen zu MOX?
Als Außenminister Fischer am
1.9.2000 erklärte, dass der Export der
Hanauer Anlage nicht untersagt wer-
den könne, kündigte er gleichzeitig
an, dass damit noch nicht das letzte
Wort darüber gesprochen sei,welchen
Weg die russische Regierung bei der
Verwendung ihrer Plutoniumvorräte
gehen wird.13 Er wolle vielmehr dafür
Sorge tragen, dass die alternative Op-
tion der Endlagerung durch Immobi-
lisierung gefördert werde. Ob er
damit eine effektive und vor allem
rasch verfügbare Alternative an-
spricht, bleibt fraglich.
Immobilisierung bedeutet, dass
kleine Mengen waffengrädigen Pluto-
niums in kristallines keramisches Ma-
terial eingeschlossen und mit hoch-
radioaktiven Materialien vermischt in
Glascontainer eingeschmolzen wer-
den. Die Glasbehälter werden dann in
Endlagerstätten verbracht. Diese
Technologie ist, wie eine Studie der
amerikanischen National Academy of
Sciences vor Jahren erkennen ließ,
noch kaum erprobt und mit wesentli-
chen Schwachstellen und Risiken ver-
sehen: So bleibt die Wiedergewin-
nung möglich. Außerdem stellen sich
dieser Technologie Grenzen wegen
der benötigten Mengen an sicherem
Raum für die Endlagerung und wegen
der noch zu produzierenden großen
Mengen an hochaktiven, d.h. frischen
Spaltprodukten.14 Die USA werden sie
im Rahmen ihrer Möglichkeiten nut-
zen,aber sie werden gerade in der Lage
sein, 5,5 t Plutonium auf diese Weise
zu lagern.Die restlichen 28,5 t werden
auch bei ihnen in MOX umgewandelt.
Es ist fraglich, ob sich an dieser
Sachlage auch dann Wesentliches än-
dern wird, nachdem Millionen deut-
scher Steuergelder für die Erfor-
schung und Entwicklung der Immo-
bilisierungsoption ausgegeben sein
werden. Die amerikanische Regie-
rung, die ursprünglich die gleichen
Zweifel an der MOX-Technologie
hatte wie bei uns die Grünen,hat diese
nach Abwägung der Risiken und
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Möglichkeiten alternativer Technolo-
gien beiseite gelegt. Hauptanliegen
der USA war und ist, so viel Plutoni-
um wie möglich und so rasch wie
möglich in eine sichere Endverwen-
dung zu bringen.Akzeptiert man die-
ses Ziel, dann gibt es derzeit keine rea-
listische Alternative zu einer Lösung,
bei der die MOX-Technologie eine
zentrale Rolle spielt. Die Sorge, dass
mit der Nutzung der MOX-Technolo-
gie ein neuer Plutoniumkreislauf in
Russland entsteht, der zusätzliche
Proliferationsprobleme aufwerfen
könnte, hatte Washington im übrigen
auch. Die Vereinbarung zwischen
Russland und den USA vom 1. Sep-
tember 2000 sieht Restriktionen für
den Fall vor, dass Russland die abge-
brannten Brennstäbe aus dieser
MOX-Fabrikation wieder aufbereiten
will.
Der Verbleib der 130 bis 160 t russi-
schen Plutoniums ist, wie Außen-
minister Fischer am 1.9.2000 richtig
feststellte, nicht nur ein Abrüstungs-
interesse, er stellt auch ein „globales
Überlebensinteresse dar, welches Lö-
sungen von uns verlangt,oder zumin-
dest die Minderung von Risiken.“15
Der Beitrag,den die Rot-Grüne Koali-
tion zur Lösung oder Minderung die-
ses Problems leisten wird, bleibt be-
scheiden und weit hinter dem zurück,
was wir wirklich leisten könnten. Der
Grund ist die im politischen Disput
mittlerweile geradezu ideologisch ge-
wordene Abneigung gegen die MOX-
Technologie (wie gegen die Nutzung
der zivilen Kernenergie generell).
Statt dessen wird die deutsche Bun-
desregierung Russland bei der Ent-
wicklung der Immobilisierungstech-
nologie unterstützen.Dies ist im Prin-
zip nicht falsch,denn auch diese Tech-
nologie enthält ein Potenzial zur Ent-
sorgung von Plutonium, und es sollte
nichts unversucht gelassen werden,
was dazu beitragen kann, dass mög-
lichst rasch möglichst viel Plutonium
entsorgt wird. Nur ist deren Effekt be-
grenzt, und Russland will diese Tech-
nologie nicht. Sie wird vermutlich
frühestens in acht Jahren zum Einsatz
kommen können und dann auch nur
für eine Tonne Plutonium - bei einer
Gesamtmenge von derzeit 34, später
über 100 t.
Der Nettoeffekt der deutschen Po-
litik wird also sein, dass das G-8 Pro-
jekt zum Verbleib russischen Waffen-
plutoniums langsamer verwirklicht
und somit die Periode von Risiken
entsprechend länger werden wird.
Dies ist eine Folge der jahrzehntelan-
gen Fixierung auf die technischen,
nicht jedoch auf die politischen Risi-
ken der Kernenergie in Deutschland
und des hohen Symbolwertes, den
ausgerechnet die Hanauer Anlage für
die innnerhessischen Auseinander-
setzungen in den neunziger Jahren
hatte. Zudem wird hier erkennbar,
wie die Modalitäten, unter denen die
Rot-Grüne Koalition den Ausstieg
aus der Kernenergie organisiert hat,
zu einer unnötigen Begrenzung der
abrüstungspolitischen (wie im Übri-
gen auch der energiepolitischen)
Handlungsspielräume beitragen. Das
Potenzial der MOX-Technologie zur
Beseitigung der Folgen der zivilen
und der militärischen Nutzung der
Kernenergie wird wegen deutscher
Sonderheiten nur partiell genutzt
können.
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